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Dominique ManaY 
Nous Je voyons dans Ia judiciarisation des droits du patient sur Ia scene internatio-
nale, Ia Suisse a ete deux fois condamnee par Ia Cour europeenne des droits de 
l'homme et deux fois elle a ete soutenue par elle. 
CONCLUSION 
De ces vingt annees de droits du patient, il ressort un bilan contraste. 
Le juriste ne peut etre qu'enthousiaste face a l'eclosion d'un nouveau droit en Suisse : 
Je biodroit. 
A l'analyse approfondie de ce biodroit, force est de constater Je paradoxe suivant : 
nous assistans d'une part, a l'harmonisation legislative des droits du patient dans !es 
domaines de Ia biomedecine et d'autre part nous relevons une retenue du legislateur 
federal quant aux droits du patient dans Je quotidien de Ia relation therapeutique. 
De plus, en meme temps que se trouve renforce Je droit a l'autodetermination du 
patient, y compris son droit a l'autodetermination informationneUe et celui a son 
autodetermination bio-materielle, nous observons une perte progressive par Je pa-
tient de Ia maltrise de ses donnees sensibles. 
Enfin, Je röle que joue Ia societe internationale pour Je developpement des droits du 
patient s'avere significatif. L'elan legislatif de Ia Suisse n'est pas etranger a cette inci-
tation supra-nationale. Aussi importe-t-il de souligner Ia judiciarisation des droits du 
patient sur Ia scene internationale qui donne l'occasion aux juges de Ia Cour euro-
peenne des droits de l'homme d'inviter Ia Suisse a formuler des regles juridiques 
precises sur l'assistance au suicide et a ne pas laisser Ia pratique therapeutique aux 
seules normes deontologiques. 
Ainsi, ce bilan cantraste s'avere globalement positif en depit de ce qui demeure a 
faire : d'abord au plan de l'harmonisation juridique de Ia relation patient-medecin a 
l'echelon national ; ensuite, au plan de Ia mise en ceuvre des droits du patient par !es 
voies non seulement judiciaires mais aussi extra-judiciaire, teile que Ia mediation. 
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I. ZIELE UND ANSATZPUNKTE DER REGULIERUNG DER 
GESUNDHEITSBERUFE 
Angehörige von Gesundheitsberufen haben direkt mit einem der höchsten Rechtsgü-
ter zu tun, die der Staat zu schützen hat, nämlich mit der menschlichen Gesundheit. 
Ihre Tätigkeit weis t deshalb ein hohes Schädigungspotential auf, weshalb die Gesund-
heitsberufe seit jeher Gegenstand vielfaltigster staatlicher Regulierung bilden (Grund-
satz der staatlichen Regelung). 2 Die Regelungen dienen damit in erster Linie der Siche-
rung der Behandlungsqualität (z.B. durch die Definition von Ausbildungszielen und -
standards) sowie dem Schutz der Patientinnen und Patienten vor unwirksamer und 
schädlicher Behandlung. 
Zudem haben die Angehörigen der Gesundheitsberufe häufig Einblick in die Privat-
und Intimsphäre der Patientinnen und Patienten oder stehen gegenüber diesen in 
einer Art von Überlegenheit, die eine (wirtschaftliche) Übervorteilung begünstigen 
könnte. Aus diesem Grund ist bei zahlreichen Gesundheitsberufen eine staatliche 
THOMAS GÄCHTER/ IRENE VOLLENWEIDER, Gesundheitsrecht Ein Grundriss für Studium und Pra-
xis, 2. Aufl., Basel 2010, N 428. 
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Berufsausübungsbewilligung vorgesehen, die u .a. die Vertrauenswürdigkeit der Ange-
hörigen von Gesundheitsberufen als Bewilligungsvoraussetzung definiert.3 
Zugleich bildet das Gesundheitswesen mit einem Anteil von n % am Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) einen bedeutenden und überproportional wachsenden Markt.4 Das Recht 
der Gesundheitsberufe regelt zu einem gewissen Teil, wer unter welchen Vorausset-
zungen selbständig oder unselbständig auf diesem Markt auftreten darf; es ist damit 
auch wirtschaftlich von einiger Bedeutung und rückt deshalb in jüngerer Zeit, vor 
allem auch im Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit mit der EU und ihren 
Mitgliedstaaten, zunehmend in den Vordergrund. 
Die Ziele der Regulierung der Gesundheitsberufe bestehen damit einerseits im Schutz 
zentraler Rechtsgüter (Leib und Leben, Gesundheit, Sicherheit, Treu und Glauben im 
Geschäftsverkehr) und anderseits in der Gestaltung von <<Marktzutrittsregelungen>>, 
die dem Freizügigkeitsgedanken und zugleich dem Qualitäts- und Sicherheitsgedan-
ken hinreichend Rechnung tragen. 
Ansatzpunkte der Regulierung bilden die Aus-, Weiter- und Fortbildung der verschie-
denen Gesundheitsberufe sowie die Berufs- oder Marktzulassungsregeln für diese 
Berufe (Bewilligungspflichten, Bewilligungsvoraussetzungen, Diplomanerkennungen 
etc .). 
Im Folgenden werden die grossen Entwicklungslinien des Rechts der Gesundheitsbe-
rufe dargestellt, ohne dabei die einzelnen Regelungen im Detail aufzuzeigen . Ab-
schliessend versuche ich, die Entwicklungslinien auf wenige, zugegebenermassen 
etwas plakativ formulierte Grundtendenzen zurückzuführen, um auf dieser Grundlage 
einen Ausblick auf künftige Entwicklungen zu wagen. 
Vgl. ]EAN - FRAN~OIS DUMOULIN, L'exercice d'une profession de la sante, in: BER-
TRAN D/DU MOU LIN/LA HARPE/UMMEL (Hrsg.), Medecin et droit medical, 3' ed., Chene-Bourg 
2009, s. 223. 
Siehe etwa PETER C. MEYER/BEAT SOTTAS, Berufe im Gesundheitswesen, in: KOCHER/ ÜGGIER 
(Hrsg.), Gesundheitswesen Schweiz 2010-2012, Bern 2010, S. 41. 
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II NEUREGELUNG DER UNIVERSITÄREN MEDIZINALBERUFE 
1. Gesetzgebung seit 1877 
Bis zum 31. August 2007 galt im Bereich der Aus- und Weiterbildung der universitären 
Medizinalberufe das vom Bund im Jahr 1877 erlassene Bundesgesetz betreffend die 
Freizügigkeit des Medizinalpersonals in der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(FMPG).5 Zum Zeitpunkt seines Erlasses sollte dieses Gesetz einen Mindeststandard 
für die ärztliche Versorgung in allen Kantonen gewährleisten6 und insbesondere auch 
den militärischen Sanitätsdienst vereinfachen. Dazu attestierte das Bestehen der eid-
genössischen Prüfung die Befahigung zur Berufsausübung in allen Kantonen. 
Trotz verschiedener Teilrevisionen vermochte das ursprünglich - vor allem auch aus 
Gründen der damals stark eingeschränkten Bundeskompetenz7 - lediglich als einfa-
ches Rahmengesetz angelegte FMPG kaum mehr den rasanten Entwicklungen in der 
Medizin Rechnung zu tragen. 1991 regte daher die Schweizerische Konferenz der kan-
tonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) die Schaffung einer Bun-
desregelung für die Weiterbildung der Medizinalpersonen an. Gleichzeitig ersuchte 
sie um Prüfung, wieweit die Aus- und Weiterbildung der Chiropraktoren, der Psycho-
therapeutinnen und allenfalls anderer universitärer Berufe im Medizinalbereich mit-
einbezogen werden konnten. 
Da die damals laufenden bilateralen Verhandlungen mit der EG die Schaffung eines 
staatlichen Weiterbildungstitels verlangten, wurde in der Folge zuerst die Neuregelung 
der beruflichen Weiterbildung in Angriff genommen. 
1995 setzte das EDI eine eidgenössische Expertenkommission unter der Leitung von 
Prof. Thomas Fleiner (Fleiner I) zur Erarbeitung eines neuen Gesetzes für die Weiter-
bildung der Medizinalberufe ein. Auf dieser Basis wurde 1999 die Weiterbildung in 
Vgl. Art. 61 des Bundesgesetzes über die universitären Medizinalberufe vom 23. Juni 2006 
(Medizinalberufegesetz, MedBG; SR Sn.n). 
Siehe etwa THO MAS FLEI NER, Historische Entwicklung, in: AYER/KIESER/POLEDNA/ 
SPRUMONT (Hrsg.), Medizinalberufegesetz (MedBG)/Loi sur !es professions medicalses 
(LPMed), KommentarjCommentaire, Basel 2009, N 2. 
Vgl. FLEI NER (Fn. 6), N 3 ff. 
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das bestehende FMPG aufgenommen. Diese letzte grosse Teilrevision des FMPG trat 
am 1. Juni 2002, zusammen mit den sektoriellen Abkommen zwischen der Schweiz 
und der EG und namentlich dem Freizügigkeitsabkommen (FZA), in Kraft. 
1999 kam ein zweiter Entwurf (Fleiner II) dazu, der die Ausbildung regelte. Bereits 
früher wurde mit der Erprobung von neuen Ausbildungs- und Prüfungsmodellen an 
den verschiedenen Universitäten versucht, die Medizinerausbildung zu reformieren. 
Die Neustrukturierung der Hochschulausbildung, namentlich die Einführung des 
Bologna-Modells und die Akkreditierung der Studiengänge, verlangte nach einer 
umfassenden Neuordnung des FMPG. 
Schliesslich wurden auch die Anforderungen an die Berufsausübung einer Überprü-
fung unterzogen. Aus der Zusammenführung dieser verschiedenen Reformprojekte 
entstand das neue Medizinalberufegesetz, welches am 23. Juni 2006 vom Parlament 
angenommen wurde. Es regelt nun neben der Aus-, Weiter- und Fortbildung der 
universitären Medizinalberufe sowie der Anerkennung ausländischer Diplome und 
Weiterbildungstitel auch die selbständige Berufsausübung. 
2. Medizinalberufegesetz (MedBG)B 
Die universitären Medizinalberufe im Sinne des Medizinalberufegesetze umfassen den 
Beruf der Ärztinnen und Ärzte, der Zahnärztinnen und Zahnärzte, der Chiroprakto-
rinnen und Chiropraktoren, der Apothekerinnen und Apotheker sowie der Tierärztin-
nen und Tierärzte (Art. 2 Abs . 1 MedBG). Der Bundesrat wäre zudem befugt, weitere 
Berufe des Gesundheitswesens dem Gesetz zu unterstellen (Art. 2 Abs. 2 MedBG). 
Zentrales Anliegen des Gesetzes ist die Sicherung einer qualitativ hoch stehenden 
medizinischen Versorgung durch eine optimale Aus-, Weiter- und Fortbildung im 
Bereich der universitären Medizinalberufe und die Gewährleistung der interkantona-
len und internationalen Freizügigkeit (vgl. Art. 1 MedBG). Es regelt umfassend die 
Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie die Berufsausübung der universitären Medizi-
nalberufe. 
Bundesgesetz über die universitären Medizinalberufe vom 23. Juni 2006 (Medizinalberufege-
setz, MedBG; SR 811.11). 
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Zum Zweck des optimalen Gesundheitsschutzes und der Qualitätssicherung definiert 
das Gesetz Ausbildungsziele und sieht ein Akkreditierungsobligatorium sowohl für 
die Aus- als auch für die Weiterbildungsprogramme vor, die zu eidgenössischen Dip-
lomen bzw. eidgenössischen Weiterbildungstiteln führen (Art. 23 MedBG). Es um-
schreibt ausführlich die allgemeinen und die für die einzelnen Berufe notwendigen 
spezifischen Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten, welche die Absolventinnen 
und Absolventen eines Studienganges beherrschen müssen (Art. 6-u MedBG). Die 
spezifische Ausgestaltung der Ausbi ldung überlässt das Medizinalberufegesetz den 
Universitäten (Art. 16 MedBG), die für die Studiengänge jedoch eine Akkreditierung 
benötigen. 
Zur Sicherung der öffentlichen Gesundheit und zum Schutz der Patientinnen und 
Patienten legt es zudem die Vora ussetzungen zur Erteilung einer Bewilligung zur selb-
ständigen Berufsausübung sowie die effektiven Berufspflichten der selbständig Erwer-
benden fest (Art. 36 und 40 MedBG). Die Bewilligungserteilung zur selbständigen 
Berufsausübung sowie die gesundheitspolizeiliche Aufsicht liegen weiterhin bei den 
Kantonen (Art. 34 MedBG). Neu definiert jedoch der Bund die Voraussetzungen zur 
Erteilung und zum Entzug der Bewilligungen (Art. 36-38 MedBG). Das neue gesamt-
schweizerische Berufsregister soll u.a. in diesem Zusammenhang Informationsdefizite 
beheben und Erleichterung bei der Erteilung der Berufsausübungsbewilligung bringen 
(Art. 51 MedBG). Die Bewilligung zur selbständigen Berufsausübung stellt eine Poli-
zeiverfügung dar. Der Antragsteller hat also bei Erfüllen der gesetzlich festgelegten 
Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf die Erteilung der Polizeierlaubnis. Diese 
ist personengebunden und kann deshalb nicht übertragen werden. 
Betreffend die Chiropraktik, für welche es in der Schweiz erst seit Herbst 2008 an der 
Universität Zürich eine vollständige Ausbildung gibt, führt das Departement eine 
Liste der anerkannten Studiengänge an ausländischen Universitäten (Art. 33 MedBG). 
Das Medizinalberufegesetz enthält keine zeitlichen Vorgaben für die Länge der A us-
bildung. Gernäss dem unterdessen auch in den universitären Medizinalstudien einge-
führten Bologna-Modell gestaltet sich diese - z.B. in der Humanmedizin -wie folgt: 
Für den Erwerb eines Bachelors in Medizin müssen 180 Kreditpunkte gesammelt wer-
den, was im Regelstudium drei Jahre in Anspruch nimmt. Im Rahmen des darauf 
folgenden Masterstudiums, das ebenfalls 180 Kreditpunkte umfasst (drei Jahre), wird 
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ein Wahlstudienjahr (in der Regel das fünfte Studienjahr) mit einem Praktikum von 
mindestens zehn Monaten absolviert. Das an die Masterstufe anschliessende Dokto-
randenstudium dauert rund ein Jahr und rundet die Ausbildung ab, bildet jedoch 
keine Voraussetzung für den Beginn der Weiterbildung. Das Medizinstudium nimmt 
damit im Regelfall bis zum Masterabschluss sechs Jahre in Anspruch. Die Studieren-
den schliessen die Ausbildung durch eine eidgenössische Prüfung ab (Art. 14 Abs. 1 
MedBG), deren Inhalt und Verfahren vom Bundesrat nach Anhörung der Medizinai-
berufekommission und der Universi täten festge legt wird (Art. 13 MedBG).9 
Der Bundesrat bestimmt die eidgenössischen Weiterbildungstitel für die universitären 
Medizinalberufe, für deren selbständige Ausübung eine Weiterbildung nach dem 
Medizinalberufegesetz erforderlich is t (Art. 5 Abs. 2 MedBG). Art. 17 MedBG um-
schreibt die durch die Weiterbildung zu erreichenden Ziele in allgemeiner Art. Der 
Bundesrat legt nach Anhörung der Medizinalberufekommission die Dauer der Wei-
terbildung zwischen zwei und höchstens sechs Jahren fest (Art. 18 MedBG). Für die 
Weiterbildung sind die gesamtschweizerischen Berufsorganisationen oder andere 
geeignete Organisationen zuständig (Art. 25 Abs. 1 lit. a MedBG), die auch die eidge-
nössischen Weiterbildungstitel erteilen (Art. 20 MedBG). Diese müssen ihre Weiter-
bildungsgänge gernäss den Bestimmungen des Medizinalberufegesetzes (Art. 25 ff. 
und 47 f. MedBG) akkreditieren lassen. 
Das neu geschaffene Medizina lberuferegister baut auf den bereits bestehenden Regis-
tern des FMPG auf. Aufgrund der weit reichenden Zwecksetzung ist jedoch von einer 
umfangreichen Datensammlung mit z.T. hoch sensiblen Daten auszugehen (Art. 51 
Abs . 3 MedBG). Neben dem Schutz von Patienten und Patientinnen soll es der Quali-
tätssicherung, statistischen Zwecken, der Erstellung der medizinischen Demografie 
und der Information ausländischer Stellen dienen sowie die für die Erteilung der Be-
rufsausübungsbewilligung notwendigen Abläufe vereinfachen (Art. 51 Abs. 2 MedBG). 
Weiter muss es Informationen enthalten, welche die Kantone und die Bundesbehör-
den für den Vollzug des KVG benötigen (Art. 51 Abs. 4 MedBG). 
Vgl. CHRISTOPH HÄNGGELI/GABRIELA LANGfESTHER KRAFT/SVE N BRADKE, Freipraktizierende Ärz-
tinnen und Ärzte, in: KOCHER/OGGIER (Fn. 4), S. 59 ff. 
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Zudem regelt der Bund die Berufspflichten (Art. 40 MedBG) und die Disziplinarstrafen 
bei Verletzung der Berufspflichten (Art. 43 MedBG). Bedeutung und Tragweite der 
einzelnen Berufspflichten sind noch nicht vollständig geklärt. Lehre und Praxis wer-
den hier noch einige Konkretisierungsarbeit leisten müssen.10 
Besondere Schwierigkeiten, nicht zuletzt auch im Zusammenhang mit den Berufs-
pflichten, ergeben sich hinsichtlich des persönlichen Geltungsbereichs des Gesetzes. 
Die Berufspflichten gelten nämlich nur für Personen, die einen universitären Medizi-
nalberuf selbständig ausüben. Zur Auslegung der Selbständigkeit wird in der Botschaft 
auf die steuer- und sozialversicherungsrechtliche Praxis der Begriffsauslegung verwie-
sen. Für Personen, die ihren Beruf privatwirtschaftlich, aber auf Angestelltenbasis 
ausüben, sollen weiterhin die kantonalen Bestimmungen gelten. Gründen Angehörige 
universitärer Medizinalberufe beispielsweise eine Aktiengesellschaft und lassen sich in 
dieser anstellen, so könnten sie sich - bei einer engen Auslegung des Begriffs der 
Selbständigkeit - dem Gesetz entziehen. Dies hätte unterschiedliche kantonale Rege-
lungen zur Folge. Diese Rechtsunsicherheit entstand auf Grund der falschen Annah-
me der Bundesbehörden bezüglich der Regelungskompetenz in Art. 95 Abs. 1 BV.u 
Dem Bundesgesetzgeber ist diese Problematik bewusst geworden und er bereitet 
gegenwärtig eine Gesetzesanpassung vor, die eine analoge Regelung wie im Psycholo-
gieberufegesetz vorsieht. Der Begriff der Selbständigkeit soll - etwas umständlich, 
aber dafür präzis! - künftig als privatwirtschaftliche Ausübung eines universitären 
Medizinalberufs in eigener fachlicher Verantwortung umschrieben werden. 12 
Ausländische Diplome und Weiterbildungstitel werden durch die Medizinalberufe-
kommission anerkannt, sofern ihre Gleichwertigkeit in einem Vertrag über die gegen-
seitige Anerkennung mit dem betreffenden Staat vorgesehen ist und die Inhaberirr 
10 
11 
12 
Siehe aber auf jeden Fall die aufschlussreichen Kommentierungen von Art. 40 MedBG von 
WALTE R FELLMANN sowie DOMINQUE SPRUMO NT /JEAN-MARC GUJNCHARD/DEBORAH SCHORNO, in: 
AYER/KIESER/POLEDNA/SPRUMONT (Fn. 6). 
Siehe zum Ganzen THO MAS GÄC HTER, Selbstständige Berufsausübung im Sinn des Medizinalbe-
rufegesetzes (MedBG) und des Psychologieberufegesetzes (PsyG). Ein doppe ltes Missver-
ständnis und dessen mögliche Folgen, in: Jus letter vom 19. Januar 2009 (auch erschienen in 
Schweizerische Zeitschrift für Gesundheitsrecht [RSDS/SZG]l3/2010, S. 19-28). 
Siehe Entwurf und Botschaft zur Revision des Medizinalberufegesetzes vom 3. Juli 2013 (er-
scheint demnächst im Bundesblatt). 
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oder der Inhaber eine Landessprache beherrscht (Art. 15 und 21 MedBG). Wird das 
ausländische Diplom oder der ausländische Weiterbildungstitel nicht anerkannt, 
entscheidet die Kommission - bei den Weiterbildungstiteln nach Anhörung der für 
die Weiterbildung verantwortlichen Organisationen - , unter welchen Voraussetzun-
gen das eidgenössische Diplom oder der entsprechende eidgenössische Weiterbil-
dungstitel erworben werden kann (Art. 15 Abs. 4 MedBG). 
3. Psychologieberufegesetz (PsyG)13 
Das neue Psychologieberufegesetz, das am 1. Apri l 2013 in Kraft getreten ist, bezweckt 
eine Harmonisierung der Hochschulausbildungsgänge und schafft Rahmenbedingun-
gen für die Weiterbildung. Durch die Qualitätssicherung wird die Gewährleistung der 
Freizügigkeit im Rahmen der bilateralen Abkommen mit der EU angestrebt. Ein Titel-
schutz sowie die Regelung der Grundzüge der selbständigen Berufsausübung ein-
schliesslich der therapeutischen und psychodiagnostischen Tätigkeit sollen zudem 
den Patientenschutz verbessern.'4 
Dieses Bundesgesetz weist eine sehr ähnliche Struktur auf wie das Medizinalberufege-
setz. Dies liegt historisch betrachtet daran, dass die Regelungen über die Psychologie-
berufe im Medizinalberufegesetz hätten verankert werden sollen und erst in einem 
recht späten Zeitpunkt aus dessen Geltungsbereich ausgenommen wurden. Die Aus-
gliederung erfolgte vor allem deshalb, weil die Konsensbildung über die Art und den 
Umfang der Regulierung der Psychologieberufe noch weniger weit fortgeschritten war 
als bei den übrigen universitär~n Medizinalberufen.'5 
Anders als im Medizinalberufegesetz finden sich im Gesetz keine allgemeinen Grunds-
ätze zu den Anforderungen an die psychologische Ausbildung. Vielmehr werden sämtli-
che Master-, Lizentiats- und Diplomabschlüsse anerkannt, die an einer nach dem 
13 Bundesgesetz über die Psychologieberufe vom 18. März 2011 (Psychologieberufegesetz, PsyG; 
SR 935 .81}. 
14 Vgl. zum Ganzen TOMAS PO LEDNA, Grundstudium und Weiterbildung, in: POLE DNA/RICH LI 
(Hrsg.), Psychologieberufe im Wandel- Übergang zum Psychologieberufegesetz, Zü-
rich/Basel/Genf 2012, S. 1 f. 
1s Zur Kontroverse siehe z.B. BRIGITIE PFIFFNER RAUB ER, Das Recht auf Krankheitsbe-
handlung und Pflege, Diss. Zürich 2003, S. 129 ff. 
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Universitätsförderungsgesetz'6 beitragsberechtigten oder einer nach dem Fachhoch-
schulgesetz'7 akkreditierten Hochschule erworben worden sind (Art. 2 PsyG). Dadurch 
wird gleichzeitig festgelegt, dass sich nur Personen, die über einen Master-, Lizentiats-
oder Diplomabschluss in Psychologie verfügen, künftig als <<Psychologim> oder <<Psy-
chologe» bezeichnen dürfen (Art. 4 PsyG). Mit dem Schutz dieser Berufsbezeichnung 
wird Transparenz auf dem heute höchst unübersichtlichen Markt psychologischer 
Angebote geschaffen. 
Vorerst sind fünf eidgenössische Weiterbildungstitel vorgesehen: Psychotherapie, 
Kinder- und Jugendpsychologie, klinische Psychologie und Neuropsychologie sowie 
die Gesundheitspsychologie, wobei der Bundesrat nach Anhörung der Psychologiebe-
rufekommission auch für andere unmittelbar gesundheitsrelevante Fachgebiete der 
Psychologie eidgenössische Weiterbildungstitel vorsehen kann (Art. 8 PsyG). Die 
Weiterbildungsinstitutionen müssen nach den Anforderungen des Gesetzes akkredi-
tiert sein (Art. u ff. PsyG)'8, wobei der Bundesrat für die ersten fünf Jahre nach Inkraft-
treten des Gesetzes Weiterbildungsgänge in Psychotherapie provisorisch akkreditiert. 
Die privatwirtschaftliche Ausübung der Psychotherapie in eigener fach licher Verant-
wortung, d.h. die selbständige Berufsausübung, bedarf einer Bewilligung des Kantons, 
auf dessen Gebiet der Beruf ausgeübt wird. Nicht als privatwirtschaftlich gilt die Be-
rufsausübung der Psychotherapie im öffentlichen Dienst von Kantonen und Gemein-
den (Art. 22 PsyG). Die etwas umständliche Umschreibung der selbständigen Tätig-
keit ist - gerade im Kontrast zur noch geltenden Version des Medizinalberufegeset-
zes'9 - sehr zu begrüssen. Durch sie werden gleich zwei Punkte geklärt: Einerseits 
rückt zu Recht das Kriterium der fachlichen Verantwortung in den Vordergrund. 
Diese fachliche Verantwortung macht es denn auch notwendig, dass die entsprechen-
den Therapeutinnen und Therapeuten über einen Weiterbildungstitel verfügen, der 
16 Bundesgesetz über die Förderung de r Universi täten und über die Zusammenarbeit im Hoch-
schulbereichvom 8. Oktober 1999 (Universitätsförderungsgesetz, UFG; SR 414.20). 
17 Bundesgesetz über die Fachhochschulen vom 6. Oktober 1995 (Fachhochschulgesetz, FHSG; 
SR414.71}. 
1B Zur Akkreditierung im Psychologieberufegesetz siehe TH OMAS GÄCHTER/MARIAN NE Roos, Ak-
kredi tierung von Weiterbildungsgängen, in: POLEDNA/RICHLI (Fn. 14), S. 35 ff. 
19 Siehe dazu vorne bei Fn. 11. 
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sie zur selbständigen Wahrnehmung dieser Aufgabe qualifiziert. Anderseits wird auch 
ausgedrückt, dass sich die Regelung lediglich auf die privatwirtschaftliche Tätigkeit 
dieser Therapeutinnen und Therapeuten bezieht, denn nur auf diese Tätigkeiten er-
streckt sich die Bundeskompetenz in Art. 95 BV.
2 0 
Ausländische Ausbildungsabschlüsse und Weiterbildungstitel werden durch die Psy-
chologieberufekommission anerkannt, sofern ihre Gleichwertigkeit in einem Vertrag 
über die gegenseitige Anerkennung mit dem betreffenden Staat vorgesehen ist oder 
im Einzelfall nachgewiesen wird (Art. 3 und 9 PsyG). Das Psychologieberufegesetz 
sieht zusätzlich die Anerkennung im Einzelfall vor. Wird der ausländische Ausbil-
dungsanschluss oder der ausländische Weiterbildungstitel nicht anerkannt, entschei-
det die Kommission - bei den Weiterbildungstiteln nach Anhörung der für die Wei-
terbildung verantwortlichen Organisationen - , unter welchen Voraussetzungen der 
eidgenössische Ausbildungsnachweis oder der entsprechende eidgenössische Weiter-
bildungstitelerworben werden kann (Art. 3 Abs. 4 und Art. 9 Abs. 4 MedBG).
21 
4. Ausblick: Hochschulförderungs- und -
koordinationsgesetz (HFKG) 
Da die zwei bereits beschriebenen Gesetze einen engen Zusammenhang zur Ausbil-
dung an Hochschulen aufweisen, ist ein Ausblick auf die künftige eidgenössische 
Hochschulgesetzgebung angezeigt: Das Bundesgesetz über die Förderung der Hoch-
schulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich (Hochschulför-
derungs- und -koordinationsgesetz, HFKG) wurde am 30 . September 2011 von den 
eidgenössischen Räten verabschiedet.22 Es wird wohl frühestens anfangs 2014 in Kraft 
treten.23 
20 Siehe zum Umfang der Bundeskompetenz in Art. 95 BV GÄCHTER (Fn. 11}, Rz. 32; FELIX UHL· 
MANN, Verfassungsrechtliche Grundlage, in: AYER/KIESER/POLEDNA/SPRUMONT (Fn. 6), N 3 ff. 
" Siehe zum Ganzen BERNHARD RüTSCHE, Titel- und Bezeichnungsschutz im Psychologieberufege-
setz, in: PO LEDNA/RICHLI (Fn. 14}, S. 27 f. 
22 BB12011 7455 . 
" Einzusehen unter 
<http:/ jwww.swtr.ch/index.php?option=com_content&view=article&id= 
96:hfg> (zuletzt besucht am 15. Juli 2013}. 
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Mit dem Hochschulförderungs- und-koordinationsgesetzsollen die Koordination, die 
Qualität und die Wettbewerbsfahigkeit des gesamtschweizerischen Hochschulbe-
reichs verbessert werden (Art. 1 Abs. 1 HFKG). Es gilt für alle Hochschulen (Art. 2 Abs. 
1 HFKG) . Als Hochschulen im Sinn dieses Gesetzes gelten die kantonalen Universitä-
ten und die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH), die Fachhochschulen 
und die pädagogischen Hochschulen (Art. 2 Abs. 2 HFKG); mithin also sämtliche 
(nationalen) Ausbildungsstätten, an denen die massgeblichen Ausbildungen gernäss 
Medizinalberufegesetz und Psychologieberufegesetz absolviert werden können. 
Dieses Gesetz löst das Universitätsförderungsgesetz ab, was zu Anpassungen im Me-
dizinalberufegesetz führt. So werden die Aufgaben der Schweizerischen Universitäts-
konferenz neu vom Hochschulrat übernommen. Die Akkreditierung der Studiengänge 
wird nach dem Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz und die Akkreditie-
rung der Weiterbildungsgänge wird nach dem Medizinalberufegesetz durchgeführt. 
Das Psychologieberufegesetz enthält keine separaten Bestimmungen über die Akkre-
ditierung der Studiengänge in Psychologie. Damit wird die Akkreditierung aus-
schliesslich nach dem Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz durchgeführt. 
Die Akkreditierung der Weiterbildungsgänge der universitären Medizinalberufe und 
der Psychologieberufe unterliegt den Bestimmungen des Medizinalberufegesetzes 
beziehungsweise des Psychologieberufegesetz. Die Hochschulen, welche Weiterbil-
dungsgänge anbieten, sehen sich somit verschiedenen Akkreditierungsverfahren aus-
gesetzt. Dies lässt sich zwar mit Qualitätssicherungsüberlegungen und der Gleichbe-
handlung privater und öffentlicher Anbieter begründen. Dennoch sind die einzelnen 
Akkreditierungsverfahren mit einem enormen administrativen und finanziellen Auf-
wand verbunden.24 
24 Zu dieser Problematik siehe GÄCHTER/Roos (Fn. 18}, S. 53 ff. 
88 
Überblick über die Entwicklung und Perspektiven der Gesundheitsberufe 
III. NEUREGELUNG DER NICHTUNIVERSITÄREN 
MEDIZINALBERUFE 
1. Neuordnung der nichtuniversitären Medizinalberufe 
Vor Erlass des neuen Berufsbildungsgesetzes25 und des revidierten Fachhochschulge-
setzes fielen die nichtuniversitären Medizinalberufe in den Zuständigkeitsbereich der 
Kantone und wurden dort zumeist von den Gesundheitsdepartementen betreut. 
Mit der Vereinbarung von 1976 zwischen den Kantonen und dem Schweizerischen 
Roten Kreuz (SRK) erhielt das SRK die rechtliche Legitimation, die Berufe im Gesund-
heitswesen zu regulieren, nachdem es diese Aufgabe faktisch bereits seit Jahrzehnten 
wahrgenommen hatte. Das SRK erstellte daraufhin für die verschiedenen Berufe Aus-
bildungsreglemente. Die kantonale Zuständigkeit bewirkte, dass die Abschlüsse nur 
Gültigkeit für den Kanton besassen, dem die Ausbildungsstätte unterstand. 
1993 schlossen die Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK), die Schweizerische Ge-
sundheitsdirektorenkonferenz (GDK, früher SDK) und die Fürsorgedirektorenkonfe-
renz (SODK) daher eine Interkantonale Vereinbarung über die Anerkennung von Aus-
bildungsabschlüssen. 
1999 erliess die GDK die Verordnung über die Anerkennung kantonaler Ausbildungsab-
schlüsse im Gesundheitswesen in der Schweiz. Darin wurde dem SRK mittels Leis-
tungsauftrag die Regelung, Überwachung und Förderung der Ausbildung sowie die 
Anerkennung der Ausbildungsabschlüsse übertragen. 
2001 regelte die GDK in der Verordnung der Schweizerischen Sanitätsdirektorenkonfe-
renz über die Anerkennung kantonaler Fachhochschuldiplome im Gesundheitswesen 
(AVO FH) auch die gegenseitige Anerkennung der kantonalen Fachhochschuldiplo-
me. 
Mit dem neuen Berufsbildungsgesetz und dem revidierten Fachhochschulgesetz geht 
die Zuständigkeit für alle nichtuniversitären Medizinalberufe auf den Bund über und 
25 Bundesgesetz über die Berufsbildung vom 13. Dezember 2002 (Berufsbildungsgesetz, BBG; 
SR 412.10). 
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wird dort vom Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovationen (SBFI) 
ausgeübt. Um einen reibungsfreien Übergang sicherzustellen, schlossen die Kantone, 
vertreten durch die EDK und die GDK, und das Bundesamt für Bildung und Techno-
logie (heute SBFI) mit dem SRK am 1. Januar 2004 eine Leistungsvereinbarung zur 
Überführung der Gesundheitsberufe in die Kompetenz des Bundes und der kantona-
len Erziehungsdirektionen ab. Diese lief Ende 2006 aus, weshalb der Bund mit dem 
SKR für die Jahre 2007 bis 2011 eine neue Leistungsvereinbarung abgeschlossen hat. 
Das SBFI, die GDK und das SRK haben bis 2016 erneut Leistungsvereinbarungen abge-
schlossen. Gestützt auf diese Verträge ist das SRK einerseits für die Anerkennung 
ausländischer Ausbildungsabschlüsse in den nichtuniversitären Medizinalberufen und 
anderseits für die Führung eines passiven Registers über die nichtuniversitären Medi-
zinalberufe zuständig. 
2. Berufsbildungsgesetz (BBG) 
Ziel des Berufsbildungsgesetzes (Art. 3 BBG) ist es, eine Berufsbildung sicherzustellen, 
die jedem Auszubildenden diejenigen allgemeinen und fachspezifischen Qualifikatio-
nen vermittelt, die ihn befahigen, sich zeitlebens in der Arbeitswelt erfolgreich integ-
rieren zu können. Zudem soll die neue Bildungsstruktur Transparenz und Durchläs-
sigkeit zwischen den verschiedenen Bildungswegen schaffen und der Wettbewerbsfa-
higkeit der Betriebe dienen. Ein Ausgleich der Bildungschancen in sozialer und regio-
naler Hinsicht, die Gleichstellung von Frau und Mann sowie die Beseitigung der Be-
nachteiligung von Menschen mit Behinderungen soll gefördert und entwickelt wer-
den. 
Das Berufsbildungsgesetz regelt in zehn Kapiteln Struktur und Inhalt der beruflichen 
Grundbildung, der höheren Berufsbildung und der berufsorientierten Weiterbildu ng 
sowie die Qualifikationsverfahren einschliesslich der Ausweistypen und Titel. Daneben 
nennt es die Anforderungen an die Bildungsverantwortlichen, bestimmt die Zustän-
digkeit und die Grundsätze der Berufsberatung und äussert sich ausführlich über die 
Finanzierung der Kosten der Berufsbildung durch Bund und Kantone. 
Art. 1 Abs. 1 BBG stellt klar, dass die Berufsbildung eine gemeinsame Aufgabe von 
Bund, Kantonen und Organisationen der Arbeitswelt (Sozialpartner, Berufsverbände, 
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andere zuständige Organisationen und andere Anbieter der Berufsbildung) ist. Im 
Bereich der nichtuniversitären Medizinalberufe ist die Nationale Dachorganisation 
der Arbeitswelt Gesundheit (OdASante) die Organisation der Arbeitswelt. Daran 
beteiligen sich der Spitalverband H+, der Schweizerische Verband der Berufsorganisa-
tionen im Gesundheitswesen, die GDK, der Verband Heime und Institutionen 
Schweiz (CURAVIVA) sowie der Spitex-Verband. 
Die berufliche Grundbildung schliesst an die obligatorische Schule oder an eine 
gleichwertige Qualifikation an (Art. 15 Abs. 3 BBG). Die Grundbildung dauert zwei bis 
vier Jahre (Art. 17 Abs. 1 BBG) und vermittelt die berufsspezifischen Qualifikationen, 
die grundlegende Allgemeinbildung, wirtschaftliche, ökologische, soziale und kultu-
relle Kenntnisse und Fähigkeiten sowie die Fähigkeit und Bereitschaft zum lebenslan-
gen Lernen (Art. 15 Abs . 2 BBG). Diese Fähigkeiten werden in der beruflichen Praxis 
vornehmlich im Lehrbetrieb, in der Berufsfachschule und in überbetrieblichen Kursen 
erlernt (Art. 16 BBG). Der genaue Aufbau und Inhalt der Grundbildung werden für 
jeden Berufstyp in Bildungsverordnungen detailliert geregelt (Art. 19 Abs. 2 BBG). Für 
ein bedarfsgerechtes Angebot an Berufsfachschulen sind die Kantone zuständig 
(Art . 22 Abs. 1 BBG). Sie sind auch für die Abschlussprüfungen und die Ausstellung 
der Abschlussausweise zuständig (Art. 37-40 BBG). Ebenso führen sie die Aufsicht 
über die berufliche Grundbildung (Art. 24 BBG). 
Die höhere Berufsbildung wird durch die eidgenössischen Berufsprüfungen und die 
eidgenössischen Fachprüfungen oder durch eine eidgenössisch anerkannte Bildung an 
einer höheren Fachschule erworben.26 Sie dient der Vermittlung .und dem Erwerb der 
Qualifikation, die für die Ausübung einer anspruchs- oder einer verantwortungsvollen 
Berufstätigkeit erforderlich ist. Voraussetzung ist der vorgängige Erwerb eines eidge-
nössischen Fähigkeitszeugnisses, der Abschluss einer höheren schulischen Allgemein-
bildung oder einer gleichwertigen Qualifikation (Art. 26 f. BBG). Die eidgenössischen 
Berufsprüfungen und die eidgenössischen Fachprüfungen werden alleine von den 
Organisationen der Arbeitswelt geregelt. 
26 Siehe eine Auflistung dieser Berufsabschlüsse unter <http :/ jwww.odasante.ch/ 
Systematik_mit_Berufen.html?open=1> (zuletzt besucht am 15. Juli 2013}. 
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Die Vorschriften zu den höheren Fachschulen werden dagegen vom Eidgenössischen 
Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) in Zusammenarbeit mit 
den Organisationen der Arbeitswelt geregelt (Art. 29 Abs. 3 BBG). Die Kantone sind 
befugt, eigene Bildungsgänge anzubieten (Art. 29 Abs. 4 BBG). Sie üben zugleich die 
Aufsicht über die eidgenössisch anerkannten Bildungsgänge aus (Art. 29 Abs. 5 BBG). 
Die Diplomewerden von der Schule ausgestellt (Art. 44 Abs. 1 BBG). 
Gernäss Art. 31 BBG haben die Kantone für ein bedarfsgerechtes Angebot an berufsori-
entierter Weiterbildung zu sorgen, die vom Bund gefördert wird (Art. 32 BBG). 
3. Fachhochschulgesetz (FHSG) 
Das Fachhochschulgesetz dient als Grundlage für die Entwicklung einer vom Bund 
und den Kantonen gemeinsam getragenen einheitlichen Hochschullandschaft . Mit 
der Anpassung der Studiensysteme an das Bologna-Modell und der Akkreditierung 
der Studiengänge soll zudem das berufsbezogene Bildungssystem an den tertiären 
Hochschulbereich angeschlossen und dadurch den Absolventen die internationale 
Anerkennung ihrer Berufsbildung ermöglicht werden. 
Beispiele von Gesundheitsberufen, die an der Fachhochschule abgeschlossen werden, 
sind Bachelor ofScience Hebamme, Bachelor ofScience in Physiotherapie, Bachelor of 
Science in Pflege, Master of Science in Pflege und Master of Science in Physiotherpa-
pie.27 
Das Fachhochschulgesetz regelt in sieben Abschnitten die Zulassung, den Aufbau und 
Abschluss der Studiengänge einschliesslich der Diplome und Titel. Daneben definiert es 
den Aufgabenbereich der Fachhochschulen und nennt die Voraussetzung ihrer Ge-
nehmigung, Akkreditierung und Finanzierung. 
Grundsätzlich gewährt die Berufsmaturität in Verbindung mit einer beruflichen 
Grundausbildung oder die eidgenössische oder eidgenössisch anerkannte Maturität in 
Verbindung mit einer mindestens einjährigen Arbeitswelterfahrung die prüfungsfreie 
Zulassung zum Fachhochschulstudium (Art. 5 Abs. 1 FHSG). In den mit der Teilrevisi-
27 Siehe dazu <http:/ jwww.odasante .ch/Systematik_mit_Berufen.html?open=1> (zuletzt besucht 
am 15. Juli 2013). 
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on von 2005 hinzugekommenen Berufsbereichen gelten besondere Be-stimmungen. 
Dazu gehört namentlich auch der Fachbereich Gesundheit (vgl. Art. 1 Abs. 1 lit . g 
FHSG i.V.m. Art. 5 Abs. 2 FHSG). 
Das Diplomstudium ist in zwei Stufen eingeteilt (Art. 4 Abs. 1 FHSG) . Die Bachelorstu-
Je vermittelt Allgemeinbildung und Grundlagenwissen und bereitet auf einen berufs-
qualifizierenden Abschluss vor (Art. 4 Abs. 2 FHSG). Die anschliessende Masterstufe 
bietet zusätzlich vertieftes, spezialisiertes und forschungsgestütztes Wissen an (Art . 4 
Abs. 3 FHSG). Die Studiengänge sind grundsätzlich auf die Kriterien der internationa-
len, insbesondere der europäischen Anerkennung der Diplome auszurichten (Art . 6 
Abs. 3 FHSG). Das WBF anerkennt die Diplome und legt die Titel fest (Art. 7 Abs. 3 
FHSG). 
Die Fachhochschulen bieten zudem Nachdiplomstudien an, die zu einem Diplom der 
Fachhochschule führen, die wiederum vom WBF anerkannt werden, wenn sie die von 
diesem festgelegten Mindestanforderungen erfüllen (Art. 8 FHSG) . 
Errichtung und Führung einer Fachhochschule bedürfen der Genehmigung des Bun-
desrats (Art. 14 FHSG). Dadurch wird sichergestellt, dass die Fachhochschulen die 
vom Bundesrat - nach Anhörung der hochschul- und forschungspolitischen Organe 
des Bundes und der Kantone sowie der Praxis - erlassenen Zielvorgaben (Art. 16 Abs. 1 
FHSG) erfüllen und den in der Vereinbarung mit den Kantonen vom Bund festgeleg-
ten Grundsätzen für das Angebot an Diplomgängen entsprechen (Art. 16 Abs. 2 
FHSG). Für die Genehmigung müssen die Fachhochschule selber und ihre Studien-
gänge durch das WBF akkreditiert sein (Art. 14 Abs. 2 lit. f>is i.V.m. Art. 17a Abs. 2 
FHSG). Das WBF erlässt die Richtlinien der Akkreditierung. 
4. Ausblick 1: Hochschulförderungs- und -koordinations-
gesetz (HFKG) 
Das Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz regelt insbesondere die Zusam-
menarbeitsvereinbarung zwischen Bund und Kantonen (Art. 6 HFKG), die gemeinsa-
men Organe (Art. 6 ff. HFKG), die Zulassung (Art. 23 ff. HFKG), die Qualitätssiche-
rung und Akkreditierung (Art. 27 ff. HFKG), die Aufgabenteilung der verschiedenen 
Akteure (Art. 36 ff. HFKG) und die Finanzierung (Art. 41 ff. HFKG). 
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Durch dieses Gesetz wird das FHSG und Art. 39 Abs. 2 des BBG, welcher den Zugang 
zu den Fachhochschulen geregelt hat, aufgehoben. 
Mit Ausnahme der Zulassung zu den verschiedenen Hochschulen und der Studienge-
staltung, sind die Fachhochschulen den Universitäten in diesem Gesetz gleichgestellt. 
Grundsätzlich gewährt die Berufsmaturität in Verbindung mit einer beruflichen 
Grundausbildung, die eidgenössische oder eidgenössisch anerkannte Maturität in 
Verbindung mit einer mindestens einjährigen Arbeitswelterfahrung oder eine Fach-
maturität in einer dem Fachbereich verwandten Studienrichtung die prüfungsfreie 
Zulassung zum Fachhochschulstudium (Art. 25 Abs. 1 HFKG). Der Hochschulrat kon-
kretisiert die Zulassungsvoraussetzungen für einzelne Fachbereiche und kann zusätz-
liche Zulassungsvoraussetzungen vorsehen (Art. 25 Abs. 2 HFKG). Die Fachhochschu-
len sollen die Studierenden auf die berufliche Tätigkeit vorbereiten und die Studien-
gänge dementsprechend praxis-und anwendungsorientiert gestalten (Art. 26 HFKG). 
5. Ausblick II: Gesundheitsberufegesetz (GesBG)2B 
Das Inkrafttreten des Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetzes wird dazu 
führen, dass der Bund im Fachhochschulbereich Regelungskompetenzen - die ihm 
grundsätzlich zustehen - verliert. Diese Lücke soll mit dem geplanten Gesundheitsbe-
rufegesetz geschlossen werden. 
Ziel dieses Gesetzgebungsprojekts ist es, im Interesse der öffentlichen Gesundheit, 
insbesondere der Patientensicherheit und der Versorgungsqualität, die Qualität der 
Grundausbildung und der Berufsausübung der Gesundheitsberufe im Fachhochschulbe-
reich sicherzustellen. Dabei sollen Fachpersonen ausgebildet werden, die sich an die 
Veränderungen des Gesundheitssystems anpassen können und sich daran aktiv betei-
ligen. Zudem sollen gesamtschweizerische Harmonisierungen zur selbständigen Be-
rufsausübung erarbeitet werden. 
28 Siehe zum Ganzen <http: / jwww.sbfi.admin.chjberufsbildung/01539/01543/index.html? 
lang=de> und <http:/ jwww.bag.admin.ch/themenjberufe/ 14208/142 09 jindex.html?lang= 
de> (beide zuletzt besucht am 15. Juli 2013). 
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Die Gesetzesvorlage wird unter der Führung des EDI (BAG) und des WBF (SBFI) erar-
beitet und soll Ende 2013 in die Vernehmlassung kommen. 
IV. ALLGEMEINE TENDENZEN UND ENTWICKLUNGEN 
Versucht man nun, die jüngst abgeschlossenen und gegenwärtig noch laufenden Ent-
wicklungen des Rechts der Gesundheitsberufe in der Form allgemeiner Tendenzen 
auszudrücken, dann lassen sich insgesamt drei - teilweise miteinander verflochtene -
solche Tendenzen erkennen: 
1. Professionalisierung und Qualitätssteigerung 
Bereits im ersten eidgenössischen Erlass zu den Gesundheitsberufen, dem FMPG von 
1877, war die Qualität der Ausbildung und der anerkennbaren Ausbildungsabschlüsse 
ein zentrales Thema. Auch die zentralen Gesetzgebungsprojekte der jüngeren Ver-
gangenheit (Medizinal- und Psychologieberufegesetz) stellen diesen Aspekt in den 
Vordergrund und definieren- hoch gesteckte - Ziele für die Aus- und Weiterbildung. 
Wie eingangs dieses Beitrags ausgeführt, stehen diese Professionalisierung und Quali-
tätssteigerung im Interesse der öffentlichen Gesundheit, der Patientensicherheit und 
des Patientenschutzes. 
Auch bei den nichtuniversitären Medizinalberufen zeigen die jüngeren Entwicklun-
gen, dass die Professionalisierung und Qualitätssteigerung in der Ausbildung massge-
bliche Triebfedern für die jüngsten Entwicklungen bildeten. 
2. Freizügigkeit im nationalen und im internationalen 
Kontext 
Das Bedürfnis nach einer gesamteidgenössischen Regelung des Medizinalberuferechts 
wurde vor allem im Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit erkennbar, welche 
zunächst im (gescheiterten) EWR und später im Rahmen des FZA verwirklicht werden 
sollte . Die Schweizer Fachleute wären benachteiligt gewesen, wenn sie nicht auch 
über staatl ich anerkannte und regulierte Abschlüsse verfügt hätten. 
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Aber auch im innerstaatlichen Bereich war die Freizügigkeit bereits seit 1877 ein Kern-
anliegen der Medizinalberuferegulierung. In jüngerer Zeit wurde zudem im Rahmen 
des Binnenmarktgesetzes29 das Herkunftsprinzip für die Berufsausübung innerhalb 
der Schweiz verankert: Eine Person, die in einem Kanton zur Ausübung eines Berufes 
berechtigt ist, kann sich nach den Vorschriften dieses Kantons in der übrigen Schweiz 
niederlassen. Der gleiche Grundsatz gilt für die kantonalen und kantonal anerkannten 
Fähigkeitsausweise zur Ausübung eines Berufs. Um einer Absenkung der Anforderun-
gen an die Berufsausübung auf das Niveau der tiefsten kantonalen Anforderungen 
entgegenzuwirken, wird im Bildungs- und Gesundheitsbereich vermehrt versucht, 
harmonisierende Bestimmungen zur Berufsausbildung und Berufsausübung zu erlas-
sen. 
3. Zentralisierung 
In engem Zusammenhang mit den beiden bereits beschriebenen Tendenzen steht die 
zunehmende Zentralisierung der Regelung beim Bund. In den letzten zehn Jahren hat 
der Bund sowohl bei den universitären wie auch bei den nichtuniversitären Medizi-
nalberufen die massgeblichen Regelungen geschaffen. Diese Zentralisierung, die ver-
fassungsrechtlich sowohl durch Art. 95 BV wie auch durch die Bundeskompetenzen 
im Aus- und Weiterbildungsbereich (insbesondere in Art. 63, 63a und 64a BV) abgesi-
chert ist, sind einerseits Ausdruck gestiegener Qualitätserwartungen an die Gesund-
heitsberufe im Allgemeinen, vor allem aber auch Folge der nationalen wie auch der 
internationalen Freizügigkeit, welche nach anerkennbaren, qualitativ gesicherten und 
vereinheitlichten Abschlüssen verlangt. 
V. AUSBLICK 
Die beschriebenen Entwicklungen sind noch in vollem Gang, insbesondere im Bereich 
der nichtuniversitären Medizinalberufe . Das nächste Jahrzehnt dürfte demnach stark 
von der Umsetzung des neuen eidgenössischen Rechts geprägt sein, d.h. es steht uns 
29 Bundesgesetz über den Binnenmarkt vom 6 . Oktober 1995 (Binnenmarktgesetz, BGBM; SR 
943 .02). 
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mindestens ein Jahrzehnt der Konsolidierung des Gesundheitsberuferechts auf eidge-
nössischer Ebene bevor. Im Zentrum der Diskussion dürfte im kommenden Jahrzehnt 
das geplante Gesundheitsberufegesetz stehen. 
Gegenläufige Tendenzen, welche den Trend zu Professionalisierung, Qualitätssteige-
rung und Optimierung der Freizügigkeit bremsen würden, sind - von Abweichungen 
wie dem temporären Zulassungsstopp für Ärztinnen und Ärzten in der Krankenversi-
cherung30, welcher die internationale Freizügigkeit faktisch behindert, abgesehen -
vorerst nicht erkennbar. 
30 Art. SSa des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) in der seit 1. Juli 
2013 (befristet bis am 30. Juni 2016) geltenden Fassung; siehe kritisch dazu TOMAS POLED· 
NA/BERNHARD RüTSCHE, Diskriminierung von Ärzten aus dem EU- und EFTA-Raum, Neue Zür· 
eher Zeitung vom 18. April2013; ebenso THO MAS GÄCHTER/STEPHAN IE BURCH, "Zulassungs-
stopp" in der Krankenversiche rung. Zur erneuten Einschränkung der Zulassung zur Tätigkeit 
zulasten der Krankenversicherung (Art. SSa KVG), hill, Zeitschrift für Recht und Gesundheit, 
20 13 Nr . 123 (www.hilljournal.ch). 
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